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Drucksache 12/4991 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 1 
Abs. 5 Satz 1 OEG) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestiimnt. 

Es handelt sich um eine klarstellende Änderung. 


Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 1 
Abs. 5 Satz 2 OEG) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Es handelt sich um eine klarsteUende Änderung. 


Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 1 
Abs, 6 OEG) 

Dem Ändenmgsvorschlag wird zugestimmt. 

Es handelt sich um eine notwendige redaktionelle 
Ändenmg. 


Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b — § 1 
Abs. 7 OEG) 

Dem Ändenmgsvorschlag wird hinsichtlich seiner 
Zielsetzung zugestimmt. 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren die vorgeschlagenen Formulienm- 
gen prüfen. 


Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe e — § 1 
Abs, 12 OEG) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Es handelt sich um eine notwendige redaktionelle 
Änderung. 


Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr. 5 — § 10 b Satz 2 OEG) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Es handelt sich um eine klarsteUende Änderung. 


Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 6 — § 10 b Satz 2 
— alt — OEG; 

Artikel 1 Nr. 4 — § 10 Satz 2 OEG) 

Dem Änderungsvorschlag wird hinsichtlich seiner 
Zielsetzung zugestimmt. 

Die Bundesregienmg wird im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren die vorgeschlagenen Formulierun- 
gen prüfen. 


Zu Nummer 8 (Artikel 2 a, 2 b und 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag gnmd- 
sätzlich zu. Sie wird im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren prüfen, ob und welche einzelnen praktikablen 
Änderungsvorschläge für das vorgesehene Verfahren 
notwendig sind. 


Zu Nummer 9 (zum Gesetzentwurf) 

Die Bundesregierung wird der Prüfbitte des Bundes- 
rates außerhalb des vorliegenden Gesetzgebungsver- 
fahrens baldmöglichst nachkommen. Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar- 
ten, weil von den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates keine Leistungsverbesserungen ausgelöst wer- 
den. 

Auswirkungen von frauenpolitischer Bedeutimg er- 
geben sich nicht. 
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